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Über wie viel Einkommen verfügen die priva-

ten Haushalte in Deutschland? Wie hoch sind 

die regionalen Einkommensdisparitäten? 

Kommt es bei den Löhnen und Gehältern zur 

Angleichung der neuen an die alten Bundes-

länder? In welchem Bundesland und in wel-

chen Wirtschaftsbereichen wird am meisten 

verdient? Wie groß ist der Lohnabstand zwi-

schen der Spitzen- und Schlussgruppe? Wie 

stark greift der Staat in die Einkommensum-

verteilung ein? Gesamtwirtschaftliche Frage-

stellungen wie diese lassen sich mit den Er-

gebnissen der regionalen VGR beantworten.

Neben der sogenannten Entstehungsrechnung 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
(VGR), in der die wirtschaftliche Leistung einer 
Volkswirt schaft bzw. das Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) aus dem Blickwinkel der Produzenten als 
Summe der Bruttowertschöpfung (BWS) ein-
zelner Wirt schaftsbereiche ermittelt wird, lässt 
sich das BIP auch von der Einkommensseite 
her darstellen. Die sogenannte Verteilungs-

rechnung geht dabei nicht von den Gütertrans-
aktionen aus, sondern knüpft an den verschie-
denen Einkommensarten an.

Vom Bruttolohn zum Verfügbaren Einkommen

Zentrale Größen der Verteilungsrechnung sind 
das Primäreinkommen der privaten Haushalte, 
welches sämtliche Einkünfte aus Erwerbstätig-
keit und Vermögen vor Steuern und Sozialab-
gaben berücksichtigt, sowie das Verfügbare 
Einkommen, in dem zudem die Maßnahmen 
der Umverteilung enthalten sind. In weit über-
wiegendem Umfang sind dies empfangene 
monetäre Sozialleistungen, unter anderem 
der Renten- und Arbeitslosenversicherung 
sowie der Sozialhilfe, aber auch die geleisteten 
Transfers der privaten Haushalte, insbesondere 
direkte Steuern (i-Punkt). Das Verfügbare Ein-
kommen stellt damit einen besonders aussage-
fähigen Indikator für den „monetären Wohl-
stand” der Bevölkerung dar und ist als der 
Betrag zu verstehen, der den in einer bestimm-
ten Region lebenden Menschen letztendlich 
für Konsumzwecke oder zur Ersparnisbildung 
zur Verfügung steht.

Größter Bestandteil der Primäreinkommen 
privater Haushalte ist das sogenannte Arbeit-
nehmerentgelt, die sich im Produktionsprozess 
ergebende Entlohnung der Arbeit. Es setzt sich 
zusammen aus den Bruttolöhnen und -gehältern 
sowie den Sozialbeiträgen der Arbeitgeber. Das 
Arbeitnehmerentgelt (ANE) stellt somit nicht 
nur eine Einkommensgröße dar, sondern ist 
auch ein wichtiger gesamtwirtschaftlicher Kos-
tenfaktor. Die Entwicklung und Höhe der Lohn-
kosten – das Arbeitnehmerentgelt je Arbeit-
nehmer – ist insbesondere im regionalen 
Vergleich von großem Interesse und wesent-
liche Grundlage politischer und wirtschaft-
licher Entscheidungen, wie zum Beispiel der 
Standortwahl von Unternehmungen.

Höchster Verdienst in Hamburg und Hessen

In Hamburg, Hessen und Baden-Württemberg 
wurden 2006 die höchsten Durchschnittslöhne 
und -gehälter gezahlt. In der Hansestadt lag 

Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer (Inland) und 
Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte je Einwohner 
nach Bundesländern

T

Land

Verfügbares Einkommen
je Einwohner …

Bruttolöhne und -gehälter 
je Arbeitnehmer …

… in jeweiligen Preisen und EUR

2005 2006 (Sortierung)

Hamburg    22 908    30 710

Hessen    18 658    29 572

Baden-Württemberg    19 261    28 889

Bayern    18 775    27 995

Nordrhein-Westfalen    18 724    27 138

Bremen    19 933    27 103

Deutschland    17 702    26 657

Berlin    14 797    26 275

Saarland    17 138    26 163

Rheinland-Pfalz    17 101    25 912

Niedersachsen    17 105    25 702

Schleswig-Holstein    16 920    24 619

Brandenburg    14 634    21 856

Sachsen    14 599    21 541

Thüringen    14 152    21 170

Sachsen-Anhalt    14 005    21 114

Mecklenburg-Vorpommern    13 953    20 645
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der durchschnittliche Jahresbruttoverdienst im 
Jahr 2006 bei über 30 700 Euro je Arbeitnehmer, 
mehr als 4 000 Euro oder 15 % über dem Bun-
desdurchschnitt in Höhe von knapp 26 700 Euro. 
Mit rund 29 600 bzw. 28 900 Euro folgten die 
jahresdurchschnittlichen Bruttolöhne und -ge-
hälter in Hessen und Baden-Württemberg auf 
den Rängen zwei und drei, rund 11 % bzw. 8 % 
höher als der Bundeswert (Tabelle). 

Demgegenüber befanden sich die ostdeutschen 
Arbeitnehmer mit durchschnittlichen Jahres-
verdiensten um rund 21 300 Euro am unteren 
Ende der Lohnskala. Das Verdienstniveau im 
Osten blieb damit auch 2006 noch deutlich 
niedriger als im früheren Bundesgebiet (jeweils 
ohne Berlin). Die neuen Länder erreichten ver-
gangenes Jahr einen Angleichungsstand der 
Pro-Kopf-Bruttolöhne und -gehälter an das 
Westlohnniveau (27 615 Euro) von knapp 78 % 
und an den Bundesdurchschnitt von rund 80 %. 
Die geringsten Löhne und Gehälter mit ledig-
lich 20 600 Euro je Arbeitnehmer wurden 2006 
in Mecklenburg-Vorpommern gezahlt, fast 
10 100 Euro weniger als in Hamburg. Im Durch-
schnitt stiegen die jährlichen Bruttolöhne und 
-gehälter in Deutschland 2006 um 0,7 % oder 
knapp 200 Euro gegenüber dem Vorjahr. Den 
kräftigsten Anstieg mit einem Plus von 1,7 % 
gab es für die niedersächsischen Arbeitnehmer, 
während die Verdienste in Berlin auf Vorjahres-
niveau stagnierten.

Die Industrie zahlt am besten 

– bei geringstem Angleichungsstand Ost/West

Die deutlichen Differenzen in der Höhe der 2006 
jahresdurchschnittlich gezahlten Bruttolöhne 
und -gehälter zwischen den Bundesländern und 
insbesondere noch zwischen den Ländern im 
früheren Bundesgebiet und den Ostländern 
erklären sich großteils aus den regionalen 
Unter schieden der Wirtschaftsstruktur und den 
zum Teil erheblichen Lohnspannen zwischen 
den einzelnen Wirtschaftsbereichen. 

Nach wie vor zahlt in Deutschland vor allem die 
Industrie mit am besten. So wurden im Jahr 
2006 die mit Abstand höchsten Durchschnitts-
löhne im Verarbeitenden Gewerbe (36 000 Euro) 
bzw. im Produzierenden Gewerbe insgesamt 
(ohne Baugewerbe) gezahlt. Mit durchschnitt-
lich gut 36 300 Euro je Arbeitnehmer lagen die 
Jahresverdienste im Produzierenden Gewerbe 
annähernd 9 700 Euro höher als im Durchschnitt 
aller Wirtschaftsbereiche und gut 14 500 Euro 
über dem Lohnniveau im zusammengefassten 
Wirtschaftsbereich Handel, Gastgewerbe und 
Verkehr (21 800 Euro). Im Baugewerbe und bei 
den öffentlichen und privaten Dienstleistern 

erreichten die Bruttolöhne und -gehälter 2006 
mit rund 24 200 Euro im Durchschnitt lediglich 
rund zwei Drittel des im Produzierenden Ge-
werbe gezahlten Lohnniveaus (Schaubild 1).

Vom Arbeitnehmerentgelt 

zum Verfügbaren Einkommen

Das von den Arbeitgebern geleistete 
Arbeit nehmerentgelt (Lohnkosten) um-
fasst die Bruttolöhne und -gehälter sowie 
die Arbeitgeberbeiträge zur Sozial- und 
Lebensversicherung und an Pensions-
kassen, in der Summe also sämtliche 
Geld- und Sachleistungen, die den inner-
halb eines Wirtschaftsgebietes beschäftig-
ten Arbeitnehmern aus ihren Arbeits- oder 
Dienstverhältnissen zugeflossen sind. 

Die Bruttolöhne und -gehälter (Verdienste) 
enthalten die von den im Inland ansässi-
gen Betrieben und Unternehmen geleis-
teten Nettolöhne und -gehälter der be-
schäftigten Arbeitnehmer einschließlich 
der Sozialversicherungsbeiträge der 
Arbeit nehmer, Lohnsteuer, Solidaritäts-
zuschlag und Kirchensteuer sowie Sach-
leistungen, die den Arbeitnehmern un-
entgeltlich oder verbilligt zur Verfügung 
gestellt werden.

Das Primäreinkommen der privaten Haus-
halte enthält die Einkommen aus Erwerbs-
tätigkeit und Vermögen, die den inländi-
schen privaten Haushalten zugeflossen 
sind. Zu diesen Einkommen gehören im 
Einzelnen das Arbeitnehmerentgelt, die 
Selbstständigeneinkommen der Einzel-
unternehmen und Selbstständigen (ein-
schließlich der Vergütung für die mit-
helfenden Familienangehörigen), der 
Betriebsüberschuss aus Vermietung, Ver-
pachtung und selbst genutztem Wohn-
eigentum sowie die netto empfangenen 
Vermögenseinkommen.

Das Verfügbare Einkommen der privaten 
Haushalte ergibt sich dadurch, dass dem 
Primäreinkommen einerseits die mone-
tären Sozialleistungen und sonstigen 
laufenden Transfers hinzugefügt werden, 
die die privaten Haushalte überwiegend 
seitens des Staates empfangen und an-
dererseits Einkommen- und Ver mögens-
steuern, Sozialbeiträge und sonstige 
laufen de Transfers, die von den privaten 
Haushalten zu leisten sind, abgezogen 
werden.



Wirtschaft,

Arbeitsmarkt

Statistisches Monatsheft Baden-Württemberg 2/2008

36

Im Durchschnitt aller Wirtschaftsbereiche lag das 
Lohnniveau Ost 2006 gut ein Fünftel unter den 
Westlöhnen. Den geringsten Angleichungs stand 
der Pro-Kopf-Bruttolöhne und -gehälter an den 
Bundesdurchschnitt wies dabei das in den neuen 
Ländern vor allem durch kleinere und mittel-
große Betriebe und Industrieunternehmen ge-
prägte Verarbeitende Gewerbe aus: Hier wurden 
2006 jährlich rund 25 000 Euro je Arbeitnehmer 
gezahlt, lediglich gut zwei Drittel des Westniveaus 
bzw. pro Kopf über 12 300 Euro weniger. Im 
öffentlichen Dienst und den sonstigen privaten 
Dienstleistern bestehen dem gegenüber kaum 
noch Unterschiede im Lohn- und Gehaltsniveau 
zwischen Ost und West. Hier haben sich die 
Ostverdienste 2006 mit gut 23 100 Euro je Be-
schäftigten bis auf lediglich noch etwa 5 % Dif-
ferenz zum Westen ange glichen.

Standort Ost weiterhin vorteilhaft 

– Lohnkosten gut ein Viertel geringer

Die der deutschen Wirtschaft im Jahr 2006 ins-
gesamt entstandenen Lohnkosten – das soge-
nannte Arbeitnehmerentgelt, also die Summe 
aus Bruttolöhnen und -gehältern einschließlich 
den Sozialbeiträgen der Arbeitgeber – beliefen 
sich auf einen Gesamtwert von gut 1 146 Mrd. 
Euro und haben sich damit im Vergleich zum 
Vorjahr um rund 1,4 % erhöht. Bezogen auf die 
Zahl der insgesamt beschäftigten Arbeitnehmer 
(34,7 Mill.) ergaben sich demnach im vergan-
genen Jahr durchschnittliche Lohnkosten in 
Deutschland in Höhe von rund 33 000 Euro pro 
Kopf. Demgegenüber lagen die Lohnkosten im 
Durchschnitt der fünf neuen Länder 2006 bei 
lediglich rund 26 400 Euro je Arbeitnehmer und 
waren damit rund ein Fünftel niedriger als der 
Bundeswert. Aus Sicht der Wirtschaft ist der 
Standort Ost diesbezüglich unverändert vor-
teilhaft. 

Der Lohnkostenvorteil der Ostwirtschaft gegen-
über dem Westen ist in den vergangenen Jah-
ren allerdings deutlich geschrumpft, wenngleich 
sich die Annäherung des Lohnkostenniveaus 
Ost/West auch seit Mitte der 90er-Jahre erheb-
lich verlangsamt hat. Wurde 1991 nach der 
Wiedervereinigung in den neuen Bundeslän-
dern noch nicht einmal die Hälfte des West-
lohnniveaus gezahlt, verringerte sich der Lohn-
abstand bis 1995 auf etwa ein Viertel des in den 
alten Ländern (jeweils ohne Berlin) gezahlten 
Durchschnittsentgeltes. Seit Ende der 90er-Jahre 
scheint der Angleichungsprozess jedoch zu 
stagnieren, denn die Lohnkostendifferenz der 
neuen Länder hat sich in etwa bei gut einem 
Fünftel zu den Durchschnittswerten des Arbeit-
nehmerentgelts je Arbeitnehmer im Westen 
eingependelt.

Lohnniveau West/Ost nach Wirtschaftsbereichen
Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer*) 2006S1

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 1 08

*) In jeweiligen Preisen. – 1) Ohne Berlin.

Datenquelle: Arbeitskreis „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder“.
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*) Arbeitnehmerentgelt (ANE) je Arbeitsstunde 2005. – 1) Ohne Berlin.

Datenquelle: Arbeitskreis „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder“.
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Effektiv, bezogen auf die geleisteten Arbeits-
stunden der Arbeitnehmer, zeichnet sich jedoch 
ein noch deutlich höherer Lohnkostenvorteil 
des Standorts Ost ab (Schaubild 2). Aufgrund 
der in den fünf neuen Ländern im Vergleich zu 
den Ländern im früheren Bundesgebiet höheren 
Anzahl an geleisteten Arbeitsstunden je Arbeit-
nehmer – im Jahr 2005 mit durchschnittlich ins-
gesamt rund 1 440 geleisteten Arbeitsstunden 
eine etwa um 100 Stunden bzw. gut 7 % längere 
Arbeitszeit – verringern sich die auf die effektiv 
geleisteten Arbeitsstunden bezogenen Lohn-
kosten entsprechend.

Die Arbeitskosten in Ostdeutschland betrugen 
im Jahr 2005 durchschnittlich rund 18,30 Euro 
je Arbeiternehmerstunde und lagen damit rund 
ein Viertel unter dem Bundesdurchschnitt bzw. 
waren um fast 28 % niedriger als in West-
deutschland (ohne Berlin) mit rund 25,30 Euro. 
Gegenüber dem Jahr 2000 ist der westdeut-
sche Kostennachteil aufgrund der geringeren 
Kosten dynamik um gut 2 Prozentpunkte kleiner 
geworden. Im Zeitraum 2000 bis 2005 stiegen 
die Lohnkosten je Arbeitnehmerstunde in den 
neuen Ländern um fast 10 % im Vergleich zu 
lediglich rund 6 % Plus im früheren Bundes-
gebiet. Das ist allerdings auch darauf zurück-
zuführen ist, dass in den fünf neuen Ländern 
2005 im Durchschnitt je Arbeitnehmer gut 4 % 
weniger Arbeitsstunden geleistet wurden als 
im Jahr 2000, im Durchschnitt der alten Bundes-
länder waren es nur 1,5 % weniger.

Per saldo gut 34 Mrd. Euro 

Einkommenstransfer durch Pendler

Wie ein Vergleich des auf die Einwohnerzahl 
(am Wohnort) bezogenen Bruttoinlandsprodukts 
mit dem BIP je Erwerbstätigen (am Arbeitsort) 
zeigt, weisen vor allem die Stadtstaaten Ham-
burg und Bremen sowie Hessen und die süd-
deutschen Bundesländer Baden-Württemberg 
und Bayern unter anderem auch durch ihren 
hohen Einpendlerüberschuss eine vergleichs-
weise hohe regionale Wirtschaftsleistung auf. 
Umgekehrt fließt ein Teil der hier – durch die 
Berufseinpendler – erwirtschafteten Einkommen 
bzw. des empfangenen Arbeitnehmerentgelts 
in die Wohnortregionen der Pendler ab, also 
zum Teil in andere Bundesländer oder auch in 
das Ausland.

Das insgesamt empfangene Arbeitnehmer-
entgelt der beschäftigten Arbeitnehmer wird 
regional sowohl für den Arbeitsort als auch für 
den Wohnort nachgewiesen. Die gesamtwirt-
schaftliche Betrachtung wechselt dabei von der 
Produktions- und Kostenseite (Arbeitsortprinzip) 
zur Frage, was den Arbeitnehmern unabhängig 

von ihrem Arbeitsort an Einkommen aus ihren 
Arbeits- bzw. Dienstverhältnissen zufließt (Wohn-
ortprinzip). Für eine bestimmte Region ergibt 
sich der Unterschied zwischen beiden Größen 
aus den Pendlerströmen, also den Arbeitneh-
mern, die nicht an ihrem Wohnort arbeiten. Das 
Arbeitnehmerentgelt ist somit Schnittstelle der 
Entstehungs- und Verteilungsrechnung der VGR.

Per saldo den höchsten Einkommensabfluss 
zeigen demnach unter den Flächenländern 
Hessen, das Saarland sowie Baden-Württem-
berg (Schaubild 3). Während die in Hessen 
insge samt beschäftigten Arbeitnehmer im 
Jahr 2005 ein Arbeitnehmerentgelt in Höhe 
von knapp 97,5 Mrd. Euro empfingen, bezogen 
die hier wohnhaften Arbeitnehmer nur rund 
91,7 Mrd. Euro, das heißt gut 5,8 Mrd. Euro 
oder 6,0 % sind abgeflossen. Aus Baden-Würt-
temberg flossen 2005 rund 5,2 Mrd. Euro (3,0 %) 
ab und aus dem Saarland rund 600 Mill. Euro 
(4,1 %), ein Gutteil davon wohl auch in das 
Nachbarland Frankreich. Mit Abstand die höchs-
ten „Einkommensverluste“ durch die Berufs ein-
pendler wiesen jedoch die Stadtstaaten auf: In 
Bremen und Hamburg flossen mit über 14,3 Mrd. 
Euro jeweils etwa 30 % des insgesamt gezahlten 
Arbeitnehmerentgelts in das Umland ab. In 
Berlin waren es mit 4,4 Mrd. Euro über 10 %. 

Einkommenverlagerungen durch Pendler
Arbeitnehmerentgeltdifferenz*) zwischen Wohnort
und Arbeitsort 2005

S3

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 3 08

*) Bezogen auf das empfangene Arbeitnehmerentgelt am Wohnort (Plus) bzw. am Arbeitsort (Minus).

Datenquelle: Arbeitskreis „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder“.
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„Gewinner“ der Pendlereinkommenssalden, 
das heißt Länder mit einem Einkommenszu-
fluss, waren demgegenüber insbesondere die 
neuen Bundesländer, allen voran Brandenburg 
mit gut 5,6 Mrd. Euro Plus bzw. über 19 % des 
dort empfangenen Arbeitnehmerentgelts. Ins-
gesamt flossen so per saldo durch die Pendler-
ströme 2005 gut 13,5 Mrd. Euro in die fünf 
neuen Bundesländer. Aber auch einige Länder 
im früheren Bundesgebiet wie Schleswig-Hol-
stein, Rheinland-Pfalz und Niedersachsen 
konnten 2005 einen „Zugewinn“ verbuchen.

Vermögenseinkommen nehmen zu 

– Arbeitseinkommen gehen zurück

Die Haupteinkommensquelle der privaten 
Haushalte in Deutschland stellen nach wie vor 
die Einkünfte aus Erwerbstätigkeit, bzw. das 
aus den beruflichen Arbeits- oder Dienstver-
hältnissen empfangene Arbeitnehmerentgelt 
dar. Mit insgesamt knapp 1 130 Mrd. Euro 
hatte es 2005 in Deutschland einen Anteil am 
sogenannten Primäreinkommen der privaten 
Haushalte von gut zwei Drittel (68,4 %). Aller-

dings hat sich die Bedeutung des Arbeitsein-
kommens in den vergangenen Jahren auf-
grund des starken Anstiegs der Einkünfte aus 
Vermögen merklich verringert. Während das 
Arbeitnehmerentgelt im Zeitraum 1995 bis 
2005 nominal insgesamt um rund 13 % an-
gestiegen ist, verzeichneten dagegen die Ver-
mögenseinkommen der privaten Haushalte in 
Deutschland einen Zuwachs um 55 %. Der An-
teil der Vermögenseinkünfte am Primärein-
kommen hat sich damit im Vergleich zu 1995 
um fast 5 Prozentpunkte auf annähernd 20 % 
erhöht. Im Bundesdurchschnitt stammt somit 
inzwischen rund ein Fünftel des Einkommens 
privater Haushalte aus Vermögen, im Jahr 2005 
insgesamt 325 Mrd. Euro.

Die Einkünfte aus selbstständiger Tätigkeit (ein-
schließlich dem Betriebsüberschuss eigenge-
nutzten Wohneigentums), neben den Arbeits- 
und Vermögenseinkommen weiterer Einkom-
mensbestandteil privater Haushalte, fielen in-
dessen 2005 mit insgesamt rund 197 Mrd. Euro 
nominal nur geringfügig höher aus als 1995 
(+ 0,6 %). Waren bis Mitte der 90er-Jahre die 
Einkünfte aus Vermögen bzw. die Selbstständi-
geneinkünfte mit einem Anteil am Primärein-
kommen von jeweils rund einem Siebtel in etwa 
gleich stark, fielen die Selbstständigeneinkünfte 
bis 2005 um rund 2 Prozentpunkte auf nur noch 
etwa ein Achtel (12 %) zurück (Schaubild 4).

Besonders kräftig verschoben hat sich das Ver-
hältnis aus Arbeits- und Vermögenseinkünften 
in Hamburg und Hessen. Im Zeitraum 1995 bis 
2005 nahm der Anteil des Arbeitseinkommens 
in der Hansestadt um fast 8 Prozentpunkte und 
in Hessen um rund 5 Prozentpunkte ab. Im 
Stadtstaat Hamburg stammt damit nur noch 
gut die Hälfte des Primäreinkommens aus 
empfangenem Arbeitnehmerentgelt. 

Einkommen der Hanseaten zu einem Drittel 

aus Vermögen

Hinsichtlich der Einkommensstruktur der pri-
vaten Haushalte bestehen regional deutliche 
Unterschiede innerhalb Deutschlands. Die Ein-
wohner der Hansestädte Hamburg und Bremen 
beziehen bundesweit die höchsten Anteile ihres 
Einkommens aus Vermögen: im Jahr 2005 in 
Hamburg gut ein Drittel gefolgt von Bremen mit 
knapp über 30 %. Nordrhein-Westfalen, Baden-
Württemberg und Hessen schließen sich an mit 
Einkommensanteilen aus Vermögen von gut 
einem Fünftel.

Ein deutlicher Unterschied besteht zwischen 
den alten und neuen Bundesländern. Die pri-
vaten Haushalte im früheren Bundesgebiet 

Einkommensstruktur nach Bundesländern
Anteile am Primäreinkommen der privaten Haushalte 2005 in %*)S4

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 4 08

*) In jeweiligen Preisen.
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beziehen einen wesentlich höheren Anteil 
ihres Einkommens aus Vermögen. Mit insge-
samt knapp 298 Mrd. Euro bzw. gut 21 % war 
der Anteil der Vermögenseinkommen am Pri-
märeinkommen im Durchschnitt der Westlän-
der im Jahr 2005 etwa doppelt so hoch wie im 
Osten (jeweils ohne Berlin) mit knapp 20 Mrd. 
Euro bzw. 11 %. In den alten Ländern verlief 
die Entwicklung der Vermögenseinkommen 
2005 gegen über 1995 mit einem Zuwachs von 
nominal annähernd 60 % in den letzten Jahren 
besonders rasant, verglichen mit „lediglich“ 
rund 31 % Plus in den neuen Ländern. Ent-
sprechend dem zuvor aufgezeigten Bedeutungs-
rückgang des Arbeitseinkommens in Hamburg 
ist hier auch die bundesweit höchste Steige-
rungsrate der Vermögenseinkünfte mit + 83 % 
von 1995 bis 2005 zu verzeichnen.

Relativ ausgeglichen sind die Anteile des 
Selbstständigeneinkommens (einschließlich 
Betriebsüberschuss aus Vermietung) zwischen 
West und Ost. Im früheren Bundesgebiet be-
zogen die privaten Haushalte 2005 rund 12 % 
ihres Einkommens aus selbstständiger Tätigkeit, 
in den neuen Ländern waren es mit gut 11 % 
nur etwas weniger.

Umverteilung verringert Einkommens-

disparität Ost/West

Das aus der Umverteilungsrechnung resultie-
rende Verfügbare Einkommen der privaten 
Haushalte dient, wie bereits oben erwähnt, zur 
Messung des „monetären Wohlstands“ der 
Bevölkerung eines Wirtschaftsgebietes. Es ist, 
vereinfacht ausgedrückt, der Teil des Primär-
einkommens, der den privaten Haushalten nach 
der staatlichen Umverteilung durch Steuern 
und Sozialabgaben sowie Renten, Arbeitslosen- 
und Sozialhilfe und anderen Transfers zur freien 
Verwendung verbleibt, das heißt für Konsum-
zwecke oder zum Sparen. Das Verfügbare Ein-
kommen eignet sich daher besonders für Re-
gionalvergleiche des je Einwohner erzielten 
Einkommens und für Fragen der Einkommens-
verteilung.

Nach den Umverteilungsmaßnahmen des 
Staates (einschließlich der Sozialversicherung) 
verblieben 2005 in einigen Ländern im früheren 
Bundesgebiet lediglich noch gut fünf Sechstel 
des Primäreinkommens der privaten Haushalte 
als Verfügbares Einkommen. Im Einzelnen 
waren dies Baden-Württemberg, Bayern und 
Hessen mit jeweils knapp 84 %. Im Durchschnitt 
der alten Länder (ohne Berlin) lag das Verfüg-
bare Einkommen 2005 etwa 14 % unter dem 
Niveau des Primäreinkommens. In der Summe 
wurde den privaten Haushalten dieser Länder 

durch Steuern und Sozialabgaben mehr als 
eineinhalbmal so viel an Einkommen entzogen 
wie ihnen über Sozialtransfers wieder zuge-
führt wurde. Über die Finanzierung öffentlicher 
Staatsaufgaben, wie zum Beispiel dem Bil-
dungs- oder Gesundheitswesen fließt ein Teil 
zwar an die privaten Haushalte dieser Länder 
zurück, der Großteil kommt jedoch unter ande-
rem über den Länderfinanzausgleich und als 
Umverteilung innerhalb der Sozialversiche-
rungssysteme anderen Bundesländern zugute. 

So zeigen die Ergebnisse der Verteilungsrech-
nung der regionalen VGR den Umfang der über 
die Sozialtransfers laufenden Einkommensum-
verteilung zwischen den West- und Ostländern 
wie auch zwischen den alten Ländern unter-
einander. 

2005 knapp 24 Mrd. Euro an 

West-Ost-Sozialtransfers

Im Durchschnitt der fünf neuen Länder über-
stiegen die von den privaten Haushalten 2005 

Primäreinkommen und Verfügbares Einkommen*)
der privaten Haushalte je Einwohner 2005S5
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*) Primäreinkommen bzw. Verfügbares Einkommen in jeweiligen Preisen.

Datenquelle: Arbeitskreis „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder“.
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empfangenen Sozialtransfers die insgesamt 
geleisteten Steuern und Abgaben, sodass hier 
die Verfügbaren Einkommen sogar höher aus-
fielen (+ 4 %) als die Primäreinkommen. Zwi-
schen dem früheren Bundesgebiet und den 
neuen Ländern kommt es folglich im Rahmen 
der Solidargemeinschaft zu einer nicht uner-
heblichen Einkommensumverteilung. Aber 
auch einige Länder im früheren Bundesgebiet 
profitieren von den Umverteilungseffekten. 
Allen voran Bremen, das sich beim Vergleich 
des Primäreinkommens mit dem Verfügbaren 
Einkommen je Einwohner 2005 von 105 % des 
bundesdeutschen Durchschnitts auf knapp 
113 % verbessern konnte (Schaubild 5). Eben-
falls deutlich günstiger stellt sich die Einkom-
menssituation nach der Umverteilung von 
Steuern und Sozialabgaben etc. in Berlin und 
im Saarland dar sowie in geringerem Umfang 
noch in Niedersachsen.

Die Umverteilung zwischen den Ländern im 
früheren Bundesgebiet und den neuen Ländern, 
bezogen auf die innerhalb der Sozialversiche-
rungsmaßnahmen laufenden Einkommens-
transfers, belief sich im Jahr 2005 auf knapp 
24 Mrd. Euro. Um diesen Betrag übertrafen 
die von den privaten Haushalten in den neuen 
Ländern insgesamt empfangenen Sozialleis-
tungen die Summe der von ihnen geleisteten 
Sozialbeiträge und Steuern, wohingegen in den 
alten Ländern (ohne Berlin) 2005 fast 17 Mrd. 
Euro mehr an Transfers geleistet als empfangen 
wurden. 

Durch die Umverteilungseffekte kommt es zu 
einer deutlichen regionalen Angleichung der 
Einkommensdisparitäten insbesondere zwi-
schen den neuen und alten Bundesländern. 
Erreich ten die fünf neuen Länder beim Primär-
einkommen je Einwohner 2005 lediglich etwa 
knapp zwei Drittel (64,1 %) des Westniveaus, 
näherten sie sich beim verfügbaren Pro-Kopf-
Einkommen doch auf gut drei Viertel (77,3 %) 
an die alten Bundesländer an.

Ost-Einkommen rund ein Viertel 

unter Westniveau

Das Verfügbare Einkommen der privaten Haus-
halte in Deutschland erreichte 2005 insgesamt 
knapp 1 460 Mrd. Euro, nominal 1,7 % mehr 
als ein Jahr zuvor. Real bzw. preisbereinigt 

ergab sich angesichts der im Jahresdurchschnitt 
2005 um 2,0 % gestiegenen Verbraucherpreise 
dagegen ein leichter Einkommensrückgang. 

Regional bestehen beträchtliche Unterschiede 
hinsichtlich der Einkommensentwicklung. Wäh-
rend den Privathaushalten in den alten Bundes-
ländern mit dem überdurchschnittlichen Anstieg 
ihrer Verfügbaren Einkommen um insgesamt 
nominal + 2,1 % im Jahr 2005 sogar ein gerin-
ger „realer“ Einkommenszuwachs verblieb, 
hatten die Einwohner der fünf neuen Länder 
dagegen bereits beim nominalen Verfügbaren 
Einkommen einen Rückgang um 0,7 % zu be-
klagen. Rechnet man den bundesdurchschnitt-
lichen Verbraucherpreisanstieg mit ein, hatten 
die Privathaushalte im Osten 2005 fast 3 % 
weniger Einkommen für Konsum- und Spar-
zwecke zur Verfügung als ein Jahr zuvor. Der 
Osten scheint von der allgemeinen Einkommens-
entwicklung abgehängt. Im Durchschnitt der 
alten Bundesländer (ohne Berlin) ist das Ver-
fügbare Einkommen im Zeitraum 2000 bis 2005 
nominal insgesamt um fast 12 % angestiegen, 
während in den fünf neuen Ländern lediglich 
weniger als 4 % Plus zu verzeichnen waren. 
Den Spitzenplatz im Länderranking der Ein-
kommensentwicklung nimmt Hamburg ein, mit 
über 21 % Gesamtzuwachs seit dem Jahr 2000.

Umgerechnet auf jeden Einwohner Deutsch-
lands belief sich das pro Kopf Verfügbare Ein-
kommen 2005 auf durchschnittlich 17 700 Euro. 
Im Ranking aller Bundesländer lagen die Stadt-
staaten Hamburg und Bremen mit gut 22 900 
Euro bzw. 19 900 Euro Verfügbarem Einkom-
men je Einwohner auf den Plätzen 1 und 2, 
dicht gefolgt von Baden-Württemberg mit rund 
19 300 Euro auf dem dritten Platz (Tabelle). Die 
Bevölkerung in diesen drei Ländern verfügt 
damit um ein knapp 9 % bis zu 29 % höheres 
Pro-Kopf-Einkommen als im Bundesdurch-
schnitt. Am Ende der Einkommensskala lagen 
die fünf neuen Länder. Mit einem durchschnitt-
lich Verfügbaren Einkommen von rund 14 300 
Euro je Einwohner lagen sie 2005 annähernd 
ein Fünftel unter dem gesamtdeutschen Wert 
bzw. fast 23 % unter dem Einkommensniveau 
der Westländer ohne Berlin.

Weitere Auskünfte erteilt
Dr. Frank Thalheimer, Telefon 0711/641-26 50,
Frank.Thalheimer@stala.bwl.de

kurz zitiert ...

Werner Hansch, deutscher Fussballreporter: 
Ja, Statistiken. Aber welche Statistik stimmt schon? Nach der Statistik ist jeder vierte Mensch 
ein Chinese, aber hier spielt gar kein Chinese mit.


